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Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten

E I N L A D U N G
Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,

zu der am

Mittwoch, dem 30.10.2019 um 18:00 Uhr

am Tagungsort

Begegnungszentrum, G.-A.-Demmler-Straße 6, 18311 Ribnitz-Damgarten,

stattfindenden 3. Sitzung der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten

möchte ich Sie recht herzlich einladen.

Tagesordnung

öffentlicher Teil:
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. Feststellung der Tagesordnung
3. Einwohnerfragestunde
4. Bestätigung des Protokolls der Stadtvertretersitzung vom 04.09.2019 mit Protokollkontrolle
5. Information der Koordinationsstelle in Sachen Asylbewerber in Ribnitz-Damgarten
6. Nachwahl eines Mitgliedes in den Ausschuss für Ordnung, Sicherheit und Verkehr
7. 2. Änderung der Geschäftsordnung der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten
8. Feststellungsbeschluss über die V. Änderung der 2. Neubekanntmachung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Ribnitz-Damgarten
9. Entwurfs- und Auslegungsbeschluss über die Neuaufstellung und II. Ergänzung des Bebauungsplanes 

Nr. 2 der Stadt Ribnitz-Damgarten, "Gewerbegebiet Ost", An der Mühle
10. Beschluss zur Fortführung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 69 der Stadt Ribnitz-Damgarten, 

"Wohnbebauung Mecklenburger Straße 17", OT Klockenhagen, im Verfahren nach § 13 b BauGB
11. Aufstellungsbeschluss über die Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB der Stadt Ribnitz-

Damgarten für den Bereich "Zum Wallbach 1", OT Hirschburg
12. Satzung der Stadt Ribnitz-Damgarten über das besondere Vorkaufsrechts gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

an unbebauten und bebauten Grundstücken im Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes 
Nr. 74 der Stadt Ribnitz-Damgarten, "Wohnbebauung Barther Straße"

13. Bericht des Geschäftsführers des Museumsvereins Deutsches Bernsteinmuseum e. V. gemäß 
Übernahmevertrag

14. Bericht des Geschäftsführers des Museumsvereins Klockenhagen e. V. gemäß Übernahmevertrag
15. Informationen des Bürgermeisters
16. Anfragen/Mitteilungen

nichtöffentlicher Teil:
17. Information zum Verfahrensstand Windenergieanlage Körkwitz durch den Verbandsvorsteher des 

Abwasserzweckverbandes Körkwitz
18. Veräußerung von Liegenschaften
19. Auskünfte/Mitteilungen

Mit freundlichen Grüßen

Thomas Huth
Vorsitz



Stadtver t re tung Ribni tz -Damgar ten Beschlussvorlage
RDG/BV/HA-19/019

öffentlich

Betreff

Nachwahl eines Mitgliedes in den Ausschuss für Ordnung, Sicherheit und 
Verkehr

Sachbearbeitendes Amt:
Haupt- und Personalamt

Datum
17.09.2019

Sachbearbeitung:
Martina Hilpert
Verantwortlich:
Frau Mittermayer
Beteiligte Dienststellen:

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
 Hauptausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Vorberatung) 23.10.2019 N
 Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Entscheidung) 30.10.2019 Ö

Beschluss-Nr. RDG/BV/HA-19/019

Nachwahl eines Mitgliedes in den Ausschuss für Ordnung, Sicherheit und Verkehr

Die Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten wählt folgenden sachkundigen Einwohner in den Ausschuss für 
Ordnung, Sicherheit und Verkehr:

Joachim Korf (Die Linke)

Abstimmungsergebnis:

Anzahl der Mitglieder:
davon anwesend: Ja-Stimmen: Nein-Stimmen Stimmenthaltungen:

Sachverhalt/Begründung:  

Auf Vorschlag der Fraktion Die Linke wurde auf der konstituierenden Stadtvertretersitzung Herr Hans-
Edo Wiedenbeck als sachkundiger Einwohner in den Ausschuss für Ordnung, Sicherheit und Verkehr 
gewählt. Herr Wiedenbeck hat den Verzicht auf seinen Sitz erklärt. Die Fraktion Die Linke schlägt als 
Nachfolger Herrn Joachim Korf vor. Herr Korf ist Geschäftsführer der Verkehrswacht Ribnitz-
Damgarten e. V..
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Stadtver t re tung Ribni tz -Damgar ten Beschlussvorlage
RDG/BV/HA-19/036

öffentlich

Betreff

2. Änderung der Geschäftsordnung der Stadtvertretung Ribnitz-
Damgarten

Sachbearbeitendes Amt:
Haupt- und Personalamt

Datum
16.10.2019

Sachbearbeitung:
Martina Hilpert
Verantwortlich:
Stadtpräsident
Beteiligte Dienststellen:

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
 Hauptausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Vorberatung) 23.10.2019 N
 Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Entscheidung) 30.10.2019 Ö

Beschluss-Nr. RDG/BV/HA-19/036

2. Änderung der Geschäftsordnung der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten

Die Stadtvertretung beschließt folgende Änderung der Geschäftsordnung der Stadtvertretung Ribnitz-
Damgarten:

Artikel I
1. In § 5 (Tagesordnung, Einladung) wird folgender Absatz 5 eingefügt
(5) Die Ladung erfolgt elektronisch unter Mitteilung der Tagesordnung und der Sitzungsunterlagen. 
Als elektronische Form ist die Nutzung des Ratsinformationssystems Allris mit zugangsgeschützter 
Nutzerkennung zugelassen. Jedes Mitglied der Stadtvertretung kann verlangen, seine Einladungen 
schriftlich statt elektronisch zu erhalten. Das Verlangen ist schriftlich an den Stadtpräsidenten zu 
richten. 

2. § 12, Abs. 1 wird wie folgt geändert:
Die Worte „die Dezernenten für ihr Sachgebiet“ werden gestrichen.

Artikel II

Die Änderung tritt am 1. November 2019 in Kraft.

Ribnitz-Damgarten, 

Huth
Stadtpräsident

Abstimmungsergebnis:

Anzahl der Mitglieder:
davon anwesend: Ja-Stimmen: Nein-Stimmen Stimmenthaltungen:
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Sachverhalt/Begründung:  

Zu 1.
Gemäß § 29, Abs. 1 Kommunalverfassung setzt der Stadtpräsident im Benehmen mit dem Bürgermeister 
die Tagesordnung fest und beruft die Sitzungen der Gemeindevertretung schriftlich oder, sofern es die 
Geschäftsordnung bestimmt, elektronisch unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Jedes Mitglied der 
Gemeindevertretung kann verlangen, seine Einladungen schriftlich statt elektronisch zu erhalten.

Nachdem die Sitzungssoftware Allris im Einsatz und bereits von vielen Stadtvertretern und 
Ausschussmitgliedern genutzt wird, soll Rechssicherheit geschaffen werden, die Ladungen und 
Sitzungsunterlagen ausschließlich auf elektronischem Weg zur Verfügung zu stellen, sofern nicht 
ausdrücklich der Erhalt in schriftlicher Form verlangt wird. Dies führt zu Kosten- und Zeiteinsparungen

Zu 2.
Da es in der Verwaltungsstruktur keine Dezernenten mehr gibt, ist diese Bestimmung zu streichen.
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G E S C H Ä F T S O R D N U N G 

 
der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten 
 
 
 
 
 
 
 

§ 1 
Vorsitzender der Stadtvertretung (Stadtpräsident) 

 
(1) Der Stadtpräsident hat die Sitzungen der Stadtvertretung unparteiisch zu leiten. Er sorgt für die Auf-
rechterhaltung der Ordnung und übt das Hausrecht aus. 
 
(2) Bei Verhinderung wird der Stadtpräsident durch seine Stellvertreter in der Reihenfolge ihrer Wahl 
vertreten. 
 
 

§ 2 
Fraktionen und Zählgemeinschaften 

 
(1) Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, der Name des Vorsitzenden, des stellvertretenden 
Vorsitzenden und der sonstigen Mitglieder sowie etwaige Änderungen sind dem Stadtpräsidenten schrift-
lich mitzuteilen. 
 
(2) Die Bildung von Zählgemeinschaften aus Fraktionen und fraktionslosen Stadtvertretern ist ebenfalls 
unverzüglich dem Stadtpräsidenten anzuzeigen. 
 
 

§ 3 
Zuwendungen für die Tätigkeit der Fraktionen 

 
Die in der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten vertretenen Fraktionen erhalten für ihre Aufwendungen 
eine monatliche Zuwendung. Diese setzt sich zusammen aus einem Sockelbetrag von 25 € je Fraktion 
zuzüglich 12 € je Fraktionsmitglied. Über die Verwendung dieser Zuwendungen ist ein jährlicher Nach-
weis vorzulegen. 
 
 

§ 4 
Zusammentreten der Stadtvertretung 

 
(1) Die Stadtvertretung tritt zusammen, so oft es die Geschäftslage erfordert, mindestens vierteljährlich. 
Der Stadtpräsident beruft die Sitzungen der Stadtvertretung schriftlich ein.  
 
(2) Die Stadtvertretung muss unverzüglich einberufen werden, wenn es ein Viertel aller Stadtvertreter, 
eine Fraktion oder der Bürgermeister unter Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. 
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§ 5 
Tagesordnung, Einladung 

 
(1) Der Stadtpräsident setzt die Tagesordnung im Benehmen mit dem Bürgermeister fest und nimmt sie 
in die Einladung auf. Er muss eine Angelegenheit auf die Tagesordnung setzen, wenn es ein Stadtvertre-
ter, ein Ortsbeirat oder der Bürgermeister beantragt. 
 
(2) Die Tagesordnung hat die Beratungspunkte besonders aufzuführen, die in nicht öffentlicher Sitzung 
behandelt werden. Sie sollen an den Schluss der Tagesordnung gestellt werden. 
 
(3) Die Ladungsfrist für ordentliche Sitzungen beträgt 5 Tage, für Dringlichkeitssitzungen 3 Tage. Die 
Beschlussvorlagen der Verwaltung sind den Stadtvertretern unter Einhaltung der Ladungsfrist zu über-
senden. 
 
(4) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind entsprechend den Bestimmungen der Hauptsatzung  
öffentlich bekannt zu machen. 
 
 

§ 6 
Teilnahme 

 
(1) Wer aus einem wichtigen Grund an einer Sitzung nicht teilnehmen kann oder wer eine Sitzung vor-
zeitig verlassen will, hat dieses dem Stadtpräsidenten rechtzeitig mitzuteilen. 
 
(2) Wer nach der Kommunalverfassung in einer Angelegenheit nicht tätig werden darf, ist verpflichtet, 
dieses dem Stadtpräsidenten rechtzeitig vorher bekannt zu geben. Der Betroffene darf bei der Beratung 
und Entscheidung der Angelegenheiten nicht anwesend sein. 
 
 

§ 7 
Sitzordnung 

 
(1) Zu den öffentlichen Sitzungen der Stadtvertretung werden Zuhörer zugelassen, soweit der Raum 
hierfür ausreicht. 
 
(2) Die Stadtvertreter nehmen ihre Sitze nach ihrer Zugehörigkeit zu den Fraktionen ein. 
 
(3) Die Fraktionen bestimmen die Verteilung der Sitzplätze innerhalb der Fraktionen. 
 
 

§ 8 
Anträge, Anfragen 

 
(1) Jeder Stadtvertreter ist berechtigt, in der Stadtvertretung Anträge zu stellen. Ortsbeiräte können in 
Angelegenheiten des Ortsteils Anträge in der Stadtvertretung stellen. 
 
(2) Anträge, eine Angelegenheit auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen, sollen dem 
Stadtpräsidenten mindestens 10 Tage vor der Sitzung schriftlich eingereicht werden. Der Antrag soll so 
gefasst sein, dass er als Beschluss übernommen werden kann. Er ist zu begründen. 
 
(3) Anträge zu einem Tagesordnungspunkt während der Sitzung sind vom Antragsteller schriftlich ein-
zureichen oder zu Protokoll zu geben und so abzufassen, dass darüber mit "ja" oder "nein" abgestimmt 
und der Antrag als Beschluss in das Protokoll übernommen werden kann. 
 
 
 

TOP 7



- 3 - 
 
 
 
(4) Sind die Anträge mit Ausgaben verbunden, die über den Ansatz im Haushaltsplan hinausgehen, so 
ist gleichzeitig die Deckung vorzuschlagen. 
 
(5) Jeder Stadtvertreter kann Anfragen an den Stadtpräsidenten richten. Die Anfrage soll kurz und sach-
lich gehalten sein und sich nur auf eine Angelegenheit beziehen. 
 
(6) Die Anfragen sollen nach Möglichkeit in der nächsten Sitzung der Stadtvertretung beantwortet wer-
den. 
 

(7) Akteneinsichtsanträge sind grundsätzlich im Rahmen einer Stadtvertretersitzung zu stellen. Erfolgt 

die Antragstellung außerhalb einer Stadtvertretersitzung, hat die Verwaltung die Fraktionen darüber zu 

informieren, damit diese dem Einsichtsbegehren bei Bedarf beitreten können. 
 
 

§ 9 
Dringlichkeit 

 
(1) Die Mehrheit aller Stadtvertreter kann in der Sitzung die Erweiterung der Tagesordnung beschlie-
ßen, wenn es sich um eine Angelegenheit handelt, die wegen besonderer Dringlichkeit keinen Aufschub 
bis zur nächsten Sitzung duldet. Der Antragsteller hat die Dringlichkeit zu begründen. 
 
(2) Die Stadtvertretung entscheidet, an welcher Stelle der Tagesordnung Anträge gemäß Absatz 1 nach-
träglich zur Beratung zugelassen werden sollen. 
 
(3) Für dringliche Anfragen, die in der Stadtvertretersitzung beantwortet werden sollen, gilt der Absatz 
1 entsprechend. 
 
 

§ 10 
Vorherige Behandlung im Hauptausschuss oder Ausschuss 

 
Alle Angelegenheiten sollen im Hauptausschuss und in den zuständigen Ausschüssen behandelt werden, 
bevor die Stadtvertretung beschließt. Vorlagen von finanzieller Bedeutung müssen zuvor zumindest im 
Finanzausschuss und im Hauptausschuss behandelt werden. Für Dringlichkeitsanträge gilt § 9. 
 
 

§ 11 
Ablauf der Tagesordnung 

 
Die auf die Tagesordnung gesetzten Verhandlungspunkte werden in ihrer Reihenfolge beraten. Die 
Stadtvertretung kann die Reihenfolge ändern und Angelegenheiten absetzen. Sie hat auch das Recht, die 
Sitzung zu vertagen. 
 
 

§ 12 
Worterteilung 

 
(1) Der Stadtpräsident stellt die Vorlagen und Entscheidungsvorschläge zur Diskussion und lässt sie 
erörtern. Er kann zur Begründung das Wort nehmen und erteilen. Zur Begründung von Vorlagen, Ent-
scheidungsvorschlägen können das Wort erhalten: 
 
− der Bürgermeister, seine Stellvertreter 
− die Dezernenten für ihr Sachgebiet 
− Personen, die nicht der Stadtvertretung angehören, mit Zustimmung der Stadtvertretung 
− Bedienstete der Stadt mit Zustimmung der Stadtvertretung und des Bürgermeisters. 
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(2) Die Redner erhalten das Wort in der Reihenfolge ihrer Wortmeldung. Bei gleichzeitiger Wortmel-
dung entscheidet der Stadtpräsident. Er kann die Führung einer Rednerliste anordnen. Das Wort zur Ge-
schäftsordnung muss außerhalb der Reihenfolge der Rednerliste erteilt werden. Die Stadtvertretung kann 
eine Begrenzung der Redezeit beschließen. Der Stadtpräsident kann einen Redner, der vom Verhand-
lungsgegenstand abschweift, zur Sache rufen. Ist ein Redner dreimal zur Sache gerufen und beim zweiten 
Mal auf die Folgen aufmerksam gemacht worden, so kann ihm vom Stadtpräsidenten das Wort entzogen 
werden. Er darf es zu derselben Angelegenheit nicht wieder erhalten. 
 
(3) Die plattdeutsche Sprache ist als Verhandlungssprache zugelassen. 
 
 

§ 13 
Schluss der Aussprache, Vertagung, Unterbrechung 

 
(1) Der Stadtpräsident beendet die Aussprache nach Erschöpfung der Wortmeldungen. Jeder Stadtver-
treter, der zu dem betreffenden Punkt nicht gesprochen hat, kann jederzeit Antrag auf Beendigung der 
Aussprache stellen. Ein Schlussantrag darf jedoch erst gestellt werden, wenn mindestens ein Stadtvertre-
ter von jeder Fraktion Gelegenheit hatte, zur Sache zu sprechen. Über diesen Antrag wird, nachdem der 
Stadtpräsident die Namen der noch gemeldeten Redner verlesen hat, ohne Erörterung abgestimmt. Vor 
der Abstimmung sind nur noch persönliche Bemerkungen gestattet. 
 
(2) Die Beschlussfassung über eine Angelegenheit kann durch Mehrheitsbeschluss vertagt werden. 
 
(3) Auf Antrag eines Fraktionsvorsitzenden ist die Sitzung zwecks Abhaltung einer Fraktionsbespre-
chung bis zur Dauer einer halben Stunde zu unterbrechen. 
 
 

§ 14 
Persönliche Bemerkungen 

 
(1) Das Wort zu persönlichen Bemerkungen wird erst nach Schluss der Beratung einer Angelegenheit 
erteilt. Wird die Beratung vertagt, so können persönliche Bemerkungen erst unmittelbar nach beschlos-
sener Vertagung angebracht werden. 
 
(2) Eine persönliche Bemerkung darf nur eigene Ausführungen richtig stellen und Angriffe gegen die 
eigene Person zurückweisen. 
 

§ 15 
Beschlussfassung 

 
(1) Ist die Rednerliste erschöpft, erklärt der Stadtpräsident die Beratung für geschlossen. 
 
(2) Erweiterungs- und Änderungsanträge zu den Vorlagen sind vor Schluss der Aussprache zu stellen. 
Bei der Beschlussfassung ist zuerst über den Erweiterungs- und Abänderungsantrag zu entscheiden. 
 
(3) Der Stadtpräsident stellt die Fragen so, dass sie sich mit „ja“ oder „nein“ beantworten lassen. Dabei 
ist festzustellen, wer dafür und wer dagegen ist und wer sich der Stimme enthält. Die Verweigerung einer 
Stimmabgabe gilt als Stimmenthaltung. 
 
(4) Die Abstimmung geschieht offen durch Handzeichen. 
 
(5) Ergeben sich nach der Abstimmung Zweifel über das Ergebnis, so kann der Stadtpräsident die Ab-
stimmung wiederholen. Bei weiterem Zweifel ist namentlich abzustimmen. 
 
(6) Namentlich ist ferner abzustimmen, wenn es ein Viertel der gesetzlichen Zahl der Stadtvertreter 
oder eine Fraktion verlangt. Die Abstimmung erfolgt durch namentlichen Aufruf nach der Buchstaben-
folge. 
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§ 16 
Wahlen/Abberufungen 

 
(1) Wahlen und Abberufungen sind nach den jeweils geltenden Bestimmungen der Kommunalverfas-
sung durchzuführen. 
 
(2) Soweit eine Wahl nach den Grundsätzen der Verhältniswahl erfolgt, wird das Verhältnis zwischen 
den Fraktionen bzw. Zählgemeinschaften nach dem Hare-Niemeyer-Verfahren ermittelt. 
 
(3) Wahlvorschläge sind vor der Wahl beim Stadtpräsidenten einzureichen. Jeder Wahlvorschlag ist 
durch ein Kennwort genau zu kennzeichnen. Die Vorschläge können eine beliebige Anzahl von Bewer-
bern enthalten. Die Kandidaten sind so zu bezeichnen, dass über ihre Person kein Zweifel entstehen 
kann. 
 
(4) Zur Durchführung der Wahlen durch Stimmzettel wird ein Wahlausschuss gebildet. Dieser besteht 
aus dem Stadtpräsidenten und drei Beisitzern, die bei der ersten Wahl für die Dauer der Wahlperiode 
bestimmt werden. Der Wahlausschuss fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet der Stadtpräsident. 
 
(5) Der Wahlausschuss hat die Vorschläge zu prüfen und etwaige Mängel sofort abstellen zu lassen. 
 
(6) Jeder Stadtvertreter kann nur einem Wahlvorschlag bzw. einem Bewerber seine Stimme geben. Es 
ist Vorsorge zu treffen, dass die Geheimhaltung gewährleistet ist. Für die Gültigkeit der Stimmabgabe 
genügt die Namensnennung eines Bewerbers oder die Angabe des Kennwortes bzw. die Ankreuzung 
eines Bewerbers auf einem vorbereiteten Stimmzettel jeweils nach näherer Bestimmung durch den Stadt-
präsidenten. 
 
 

§ 17 
Ruhe und Ordnung 

 
(1) Der Stadtpräsident kann einen Stadtvertreter bei grober Ungebühr oder Verstoß gegen das Gesetz 
oder die Geschäftsordnung zur Ordnung rufen. Nach dreimaligem Ordnungsruf kann er ihn von der Sit-
zung ausschließen. 
 
(2) Hat der Stadtpräsident einen Stadtvertreter ausgeschlossen, so kann er ihn in der jeweils folgenden 
Sitzung nach einmaligem Ordnungsruf ausschließen. 
 
(3) Der Stadtpräsident kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, wenn sie durch Unruhe gestört 
wird oder die Anordnungen zur Aufrechterhaltung der Ordnung wiederholt nicht befolgt werden. 
 
(4) Der Stadtpräsident kann einzelne Zuhörer wegen grober Ungebühr oder wiederholter Zuwiderhand-
lung gegen Ruhe und Ordnung aus dem Sitzungssaal verweisen. Bei störender Unruhe kann er den Zuhö-
rerraum oder Teile davon räumen lassen. 
 
 

§ 18 
Sitzungsniederschrift 

 
(1) Über jede Sitzung der Stadtvertretung ist eine Niederschrift in Form eines Beschlussprotokolls zu 
fertigen. Die Niederschrift hat das Stimmenverhältnis anzugeben. Bedurfte der Beschluss einer verstärk-
ten Mehrheit, so ist darauf hinzuweisen. Bei namentlichen Abstimmungen ist zu vermerken, wie jeder 
Stadtvertreter gestimmt hat. Bei Wahlen durch Stimmzettel ist die Zahl der Stimmen für die einzelnen 
Bewerber anzugeben. 
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(2) Jeder Stadtvertreter kann verlangen, dass seine vom Beschluss abweichende Stellungnahme in das 
Protokoll aufgenommen wird. Es steht ferner jedem Stadtvertreter frei, seine abweichende Ansicht in 
einer schriftlichen Eingabe als Anlage zum Protokoll einzureichen. 
 
(3) Das Beschlussprotokoll muss vom Stadtpräsidenten und dem Protokollführer unterzeichnet werden. 
 
(4) Eine Kopie des Beschlussprotokolls ist allen Stadtvertretern zu übersenden. 
 
 

§ 19 
Auslegung, Abweichung und Änderung der Geschäftsordnung 

 
(1) Über Zweifel in der Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet der Stadtpräsident. Auf Verlangen 
eines Stadtvertreters entscheidet die Stadtvertretung. 
 
(2) Von der Geschäftsordnung kann im einzelnen abgewichen werden, wenn kein Stadtvertreter wider-
spricht und andere Bestimmungen nicht entgegenstehen. 
 
 

§ 20 
Arbeitsunterlagen 

 
Jedem Stadtvertreter ist je ein Exemplar der Kommunalverfassung (Textausgabe), der Hauptsatzung, der 
Geschäftsordnung und des Haushaltsplanes des laufenden Jahres auszuhändigen. 
 
 

§ 21 
Ausschüsse 

 
(1) Diese Geschäftsordnung gilt sinngemäß für die Sitzungen der Ausschüsse. 
 
(2) Der jeweilige Ausschuss wählt seinen Vorsitzenden und dessen zwei Stellvertreter in der ersten 
Sitzung des Ausschusses. Der Ausschuss ist von seinem Vorsitzenden unter Bekanntgabe der Tagesord-
nung einzuberufen, sooft es die Geschäftslage erfordert. 
 
(3) Der Vorsitzende kann Sachverständige zu den Beratungen heranziehen. 
 
(4) Über jede Sitzung wird eine einfache Niederschrift angefertigt, die vom Ausschussvorsitzenden zu 
unterzeichnen ist. 
 
(5) Die Niederschriften der Ausschusssitzungen sind den Stadtvertretern zugänglich zu machen. 
 
(6) Stadtvertreter können an Sitzungen der Ausschüsse, denen sie nicht angehören, als Zuhörer teil-
nehmen. 
 
 
 
 
 

Inkrafttreten dieser Geschäftsordnung:  1. Januar 2002 
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Stadtver t re tung Ribni tz -Damgar ten Beschlussvorlage
RDG/BV/BA-19/011

öffentlich

Betreff

Feststellungsbeschluss über die V. Änderung der 2. Neubekanntmachung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Ribnitz-Damgarten

Sachbearbeitendes Amt:
Amt für Bau, Wirtschaft und Liegenschaften

Datum
08.07.2019

Sachbearbeitung:
Guido Keil
Verantwortlich:
Herr Körner
Beteiligte Dienststellen:

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
 Bau- und Wirtschaftsausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten 
(Vorberatung)

15.10.2019 Ö
 Hauptausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Vorberatung) 23.10.2019 N
 Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Entscheidung) 30.10.2019 Ö

Beschluss-Nr. RDG/BV/BA-19/011

Feststellungsbeschluss über die V. Änderung der 2. Neubekanntmachung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Ribnitz-Damgarten 

Die Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten beschließt:

1. Die während der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB des Entwurfes der V. Änderung 
der 2. Neubekanntmachung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ribnitz-Damgarten durch die 
Öffentlichkeit vorgebrachten Stellungnahmen sowie die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden hat die Stadtvertretung lt. den in der 
Beschlussvorlage vom 10. Oktober 2019 niedergelegten Behandlungsvorschlägen geprüft 
(Abwägungsprotokoll). Der Bürgermeister wird beauftragt, die Öffentlichkeit sowie die Behörden 
und die sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden, welche Anregungen und 
Bedenken vorgetragen haben, von diesem Ergebnis unter Angabe von Gründen in Kenntnis zu 
setzen. Die nicht berücksichtigten Anregungen und Bedenken sind bei der Vorlage der V. Änderung 
der 2. Neubekanntmachung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ribnitz-Damgarten zur 
Genehmigung nach § 6 BauGB mit einer Stellungnahme beizufügen.

2. Die V. Änderung der 2. Neubekanntmachung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ribnitz-
Damgarten in der Fassung vom 10. Oktober 2019 wird beschlossen.

3. Die Begründung mit Stand vom 10. Oktober 2019 wird gebilligt.

4. Der Bürgermeister wird beauftragt, für die V. Änderung der 2. Neubekanntmachung des 
Flächennutzungsplanes die Genehmigung zu beantragen. Die Erteilung der Genehmigung ist 
alsdann ortsüblich bekannt zu machen; dabei ist auch anzugeben, wo der Plan mit Begründung 
während der Dienststunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. Mit der 
Bekanntmachung wird die V. Änderung der 2. Neubekanntmachung des Flächennutzungsplanes 
wirksam.

Abstimmungsergebnis:

Anzahl der Mitglieder:
davon anwesend: Ja-Stimmen: Nein-Stimmen Stimmenthaltungen:
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Begründung
Die 2. Neubekanntmachung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ribnitz-Damgarten fasst den 
rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Ribnitz-Damgarten aus dem Jahre 1992 sowie alle bis 
dahin erfolgten rechtwirksamen Änderungen, Ergänzungen und Berichtigungen zusammen. Die V. 
Änderung der 2. Neubekanntmachung greift vornehmlich Entwicklungen auf, die sich im Rahmen der 
konkreten Bauleitplanung ergeben haben. Dabei wird unterschieden zwischen nachrichtlichen 
Übernahmen/Berichtigungen von Bereichen, welche bereits in anderen Verfahren beschlossen wurden 
und Änderungen in den Darstellungen des Flächennutzungsplanes, hier konkret zur Gewährleistung des 
Entwicklungsgebotes gem. § 8 BauGB.

Änderungen:
 Änderung der „Sonderbaufläche - Ferienhausgebiet Borg“ in „Wohnbaufläche“ (II. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 63, „Wohnbebauung Wildrosenweg“
 Änderung der Ausweisung „Sonderbauflächen Gewerbegebiet West 2“ in „Gewerbliche 

Bauflächen“ (II. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 15, „Gewerbe- und Sondergebiet West II“)
 Konkretisierung der Wohnbauflächenausweisung im Bereich Alte Schmiede (Bebauungsplan Nr. 

79, „Wohnbebauung Alte Schmiede“, OT Petersdorf)
 Konkretisierung der Wohnbauflächenausweisung im Bereich Achterberg (Bebauungsplan Nr. 81, 

„Wohnbebauung Achterberg II“, OT Klockenhagen)
 Ausweisung einer „Sonderbaufläche Ferienhausgebiet“ (I. Änderung der I. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 51, „Wochenendhausgebiet Klein-Müritz“)

Übernahmen/Berichtigungen:
 Änderung der Ausweisung von „Mischbaufläche“ in „Wohnbaufläche“ - Bereich Scheunenweg (I. 

Änderung der I. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Stadt Ribnitz-Damgarten, „Mischgebiet 
Fritz-Reuter-Straße“, im Verfahren nach § 13 a BauGB)

 Änderung der Ausweisung „Fläche für Gemeinbedarf - Festwiese“ in „Sonderbaufläche Festwiese“ 
- Bereich Gänsewiese (V. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 19 der Stadt Ribnitz-Damgarten, 
„Körkwitzer Weg“, im Verfahren nach § 13 BauGB)

 Änderung der Ausweisung von „Mischbaufläche“ in „Sonderbaufläche Gesundheits-einrichtungen“ 
und „Wohnbaufläche“ - Bereich Sanitzer Straße (Bebauungsplan Nr. 75 der Stadt Ribnitz-
Damgarten, Sondergebiet „Gesundheitseinrichtungen“ und Wohnen“, Sanitzer Straße, im Verfahren 
nach § 13 a BauGB)

 Änderung der Ausweisung von „Mischbaufläche“ in „Wohnbaufläche“ - Bereich Sandhufe/ 
Sanitzer Straße (Bebauungsplan Nr. 76 der Stadt Ribnitz-Damgarten, „Wohn- und Mischgebiet 
Sandhufe III“, Sanitzer Straße, im Verfahren nach § 13 a BauGB)

 Änderung von „Flächen für den Gemeinbedarf - Vereinsnutzung“ und „Flächen für 
Versorgungsanlagen - Elektrizität“ in „Gewerbliche Bauflächen“ (Bebauungsplan Nr. 82 der Stadt 
Ribnitz-Damgarten, „Vereinsgelände VFAQ, Rostocker Straße 43“ im Verfahren nach § 13a 
BauGB)

 Änderung von „Fläche für die Landwirtschaft“ in „Wohnbaufläche“ (Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 
1 Nr. 3 BauGB der Stadt Ribnitz-Damgarten für den Bereich „Am Petersdorfer Weg“)

Im Rahmen der V. Änderung der 2. Neubekanntmachung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ribnitz-
Damgarten erfolgt weiterhin die Übernahme der im Einzelhandelskonzept der Stadt Ribnitz-Damgarten 
beschlossenen „Zentralen Versorgungsbereiche“ sowie die Abgrenzung des Sanierungsgebietes 
„Ribnitz-West“.
Der Entwurf der Planunterlagen wurde zur Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB öffentlich 
ausgelegt. Stellungnahmen wurden nicht vorgetragen. Seitens der gem. § 4 (2) BauGB beteiligten Träger 
öffentlicher Belange und Behörden wurden keine wesentlichen Bedenken zur Planungsabsicht 
vorgetragen.

Bisherige Beschlussfassungen: 
 Aufstellungsbeschluss: 7. März 2018 
 Entwurfs- und Auslegungsbeschluss: 20. Februar 2019
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Stadtver t re tung Ribni tz -Damgar ten Beschlussvorlage
RDG/BV/BA-15/076/01

öffentlich

Betreff

Entwurfs- und Auslegungsbeschluss über die Neuaufstellung und II. 
Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 2 der Stadt Ribnitz-Damgarten, 
"Gewerbegebiet Ost", An der Mühle

Sachbearbeitendes Amt:
Amt für Bau, Wirtschaft und Liegenschaften

Datum
23.09.2019

Sachbearbeitung:
Guido Keil
Verantwortlich:
Herr Körner
Beteiligte Dienststellen:

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
 Stadtausschuss Damgarten der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten 
(Vorberatung)

08.10.2019 Ö
 Bau- und Wirtschaftsausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten 
(Vorberatung)

15.10.2019 Ö
 Hauptausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Vorberatung) 23.10.2019 N
 Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Entscheidung) 30.10.2019 Ö

Beschluss-Nr. RDG/BV/BA-15/076/01

Entwurfs- und Auslegungsbeschluss über die Neuaufstellung und II. Ergänzung des 
Bebauungsplanes Nr. 2 der Stadt Ribnitz-Damgarten, "Gewerbegebiet Ost", An der Mühle 

Die Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten beschließt:

1. Die Entwurfsunterlagen der Neuaufstellung und II. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 2 der Stadt 
Ribnitz-Damgarten, "Gewerbegebiet Ost", An der Mühle werden in der vorliegenden Fassung mit 
Stand vom 08. Oktober 2019 gebilligt und als Entwurf beschlossen.

2. Der Planentwurf und die Begründung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.

3. Den Behörden und den sonstigen Trägern öffentlicher Belange ist nach § 4 Abs. 2 BauGB 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, gleichfalls sind sie von der parallel durchzuführenden 
Auslegung des Satzungsentwurfes zu benachrichtigen.

4. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen.

Abstimmungsergebnis:

Anzahl der Mitglieder:
davon anwesend: Ja-Stimmen: Nein-Stimmen Stimmenthaltungen:

Begründung

Im Zuge der Umsetzung der Planungsziele des Bebauungsplanes Nr. 2 seit dem Inkrafttreten im Jahre 
1993 hat sich gezeigt, dass in einigen Festsetzungen Konkretisierungen und Änderungen erforderlich 
sind, welche zum Zeitpunkt der Planbearbeitung nicht erkennbar waren. Ziel der Neuaufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 2 ist es, den örtlichen ansässigen Gewerbebetrieben sowie potentiellen 
Bauwilligen durch eine Anpassung an die zeitgemäß üblichen textlichen Festsetzungen mehr 
Gestaltungsfreiheit einzuräumen und Rechtssicherheit auch nach den inzwischen üblichen Maßstäben 
zu gewährleisten. So sind die Festsetzungen zur Gestaltung der baulichen Anlagen 
überarbeitungsbedürftig. Weiterhin ist eine Konkretisierung der überbaubaren Grundstücksflächen im 
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gesamten Geltungsbereich erforderlich, da die Gewerbeflächen seinerzeit ausschließlich auf die 
Ansiedlung von Betrieben mit großem Flächenbedarf ausgerichtet wurden. Infolgedessen beträgt der 
Abstand der Baugrenzen zu den Straßen im Schnitt 10 m. Hinsichtlich der Ansiedlung kleiner Gewerbe 
mit einem geringen Flächenbedarf haben sich diese Festsetzungen als unpraktikabel erwiesen, da dieser 
Bereich zwar erworben werden muss, aber nicht bebaut werden kann. 
 
Planungsziel ist weiterhin die Anpassung der Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung im Rahmen 
der Umsetzung der Ergebnisse des beschlossenen Einzelhandelskonzeptes der Stadt Ribnitz-Damgarten. 
Das Einzelhandelskonzept besagt u. a., dass, zum Schutz der zentralen Versorgungsbereiche, Betriebe 
mit zentrenrelevanten Kernsortimenten ab 200 m² Verkaufsraumfläche nur innerhalb der zentralen 
Versorgungsbereiche zulässig sein sollten. 
 
Ein Teil der Erschließungsanlagen wurde abweichend von den Festsetzungen des Ursprungsplan 
realisiert. Im Rahmen der Neuaufstellung erfolgt entsprechend eine Anpassung der Verkehrsflächen an 
das tatsächlich bestehende Straßensystem.
 
Die Neuaufstellung und II. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 2 umfasst auch die mit Ablauf des 
4. Mai 1998 in Kraft getretene II. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 und die im Ablauf des 
30. September 2011 in Kraft getretene III. Änderung und I. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 2. 
Darüber hinaus sind auch Teilflächen des I. Änderungsverfahrens einbezogen, welches Ende der 1990er 
Jahre zwar begonnen, aber nie zum Abschluss geführt wurde. Insgesamt entsteht somit ein aktuelles 
einheitliches Planwerk bezogen auf das gesamte Gewerbegebiet Ost. 

Mit dem Vorentwurf des Bebauungsplanes wurden die Öffentlichkeit und die Träger öffentlicher 
Belange frühzeitig beteiligt. Die Seitens der Behörden gegebenen Hinweise wie die Erarbeitung einer 
schalltechnischen Stellungnahme, Artenschutzprüfungen oder auch die Prüfung der Leistungsfähigkeit 
der Anbindung an die L 21 wurden beachtet und sind in den Planentwurf eingeflossen sind. Im Rahmen 
der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 

Bisherige Beschlussfassungen: Aufstellungsbeschluss: 1. Juli 2015
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Stadtver t re tung Ribni tz -Damgar ten Beschlussvorlage
RDG/BV/BA-19/022

öffentlich

Betreff

Beschluss zur Fortführung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 69 der Stadt 
Ribnitz-Damgarten, "Wohnbebauung Mecklenburger Straße 17", OT 
Klockenhagen, im Verfahren nach § 13 b BauGB

Sachbearbeitendes Amt:
Amt für Bau, Wirtschaft und Liegenschaften

Datum
24.09.2019

Sachbearbeitung:
Guido Keil
Verantwortlich:
Herr Körner
Beteiligte Dienststellen:

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
 Bau- und Wirtschaftsausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten 
(Vorberatung)

15.10.2019 Ö
 Ortsbeirat Klockenhagen der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten 
(Vorberatung)

16.10.2019 Ö
 Hauptausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Vorberatung) 23.10.2019 N
 Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Entscheidung) 30.10.2019 Ö

Beschluss-Nr. RDG/BV/BA-19/022
Beschluss zur Fortführung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 69 der Stadt Ribnitz-Damgarten, 
„Wohnbebauung Mecklenburger Straße 17“, OT Klockenhagen, im Verfahren nach § 13 b BauGB

Die Stadtvertretung beschließt:

1. Das Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 69 der Stadt Ribnitz-Damgarten, „Wohnbebauung 
Mecklenburger Straße 17“, OT Klockenhagen, wird im Verfahren nach § 13 b BauGB 
(Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren gem. § 13 a BauGB) 
fortgeführt. 

2. Gemäß § 13 b BauGB i. V. m. § 13 a Abs. 2 BauGB gelten im beschleunigten Verfahren die 
Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. 
Nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem 
Umweltbericht nach § 2 a BauGB, der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10 Abs. 4 BauGB abgesehen; § 4 c BauGB ist nicht anzuwenden.

3.  Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen.

Abstimmungsergebnis:

Anzahl der Mitglieder:
davon anwesend: Ja-Stimmen: Nein-Stimmen Stimmenthaltungen:

Sachverhalt/Begründung

Planungsziel des Bebauungsplanverfahrens Nr. 69 ist die Schaffung von Baurecht für ca. 10 
Einfamilienhäuser südlich der Mecklenburger Straße 17 bis 17 c im Ortsteil Klockenhagen. Der 
Aufstellungsbeschluss hierzu wurde bereits im Jahr 2009 gefasst. Die Weiterführung und der Abschluss 
des Bebauungsplanverfahren hängen von den Planungen zum Hochwasserschutzkonzept ab, welches 
für die Ortslage Klockenhagen durch den Wasser- und Bodenverband „Untere Warnow Küste“ 
erarbeitet wird, da es hier in der Vergangenheit vermehrt temporäre Überstauereignisse nach 
Starkregenereignissen gab. Diese basieren im Wesentlichen auf einer Überlastung des direkt südlich an 
das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 69 angrenzenden Brückengrabens als derzeit einzige Vorflut 

TOP 10



für den östlichen und mittleren Teil Klockenhagens.
Der § 13 b BauGB ermöglicht die Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte 
Verfahren nach § 13 a BauGB. Die Anwendungsvoraussetzungen des § 13 b BauGB sind im 
Bebauungsplan Nr. 69 u. a. gegeben, da es sich um Außenbereichsflächen handelt, ein Anschluss an den 
im Zusammenhang bebauten Ortsteil gegeben ist und die Zulässigkeit von Wohnnutzungen begründet 
werden soll.
Der Beschluss zur Anwendung des § 13 b BauGB kann gem. gesetzlicher Vorgaben nur bis zum 
31.12.2019 gefasst werden, wobei die Satzung dann bis zum 31.12.2021 zu beschließen ist. Es wird 
davon ausgegangen, dass in den nächsten 2 Jahren die Planungen zum Hochwasserschutzkonzept und 
auch das Bebauungsplanverfahren abgeschlossen sein werden.

Bisherige Beschlussfassungen:
Aufstellungsbeschluss: 09.12.2009
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Stadtver t re tung Ribni tz -Damgar ten Beschlussvorlage
RDG/BV/BA-19/024

öffentlich

Betreff

Aufstellungsbeschluss über die Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
BauGB der Stadt Ribnitz-Damgarten für den Bereich "Zum Wallbach 1", 
OT Hirschburg

Sachbearbeitendes Amt:
Amt für Bau, Wirtschaft und Liegenschaften

Datum
26.09.2019

Sachbearbeitung:
Guido Keil
Verantwortlich:
Herr Körner
Beteiligte Dienststellen:

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
 Bau- und Wirtschaftsausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten 
(Vorberatung)

15.10.2019 Ö
 Ortsbeirat Klockenhagen der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten 
(Vorberatung)

16.10.2019 Ö
 Hauptausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Vorberatung) 23.10.2019 N
 Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Entscheidung) 30.10.2019 Ö

Beschluss-Nr. RDG/BV/BA-19/024

Aufstellungsbeschluss über die Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB der Stadt Ribnitz-
Damgarten für den Bereich „Zum Wallbach 1“, OT Hirschburg
 
Die Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten beschließt:
 
Für das Flurstück 17 tlw. der Flur 2 Gemarkung Hirschburg wird eine Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 3 BauGB aufgestellt. 

Das Plangebiet wird begrenzt: 
 im Norden durch die Straße „Zum Wallbach“
 im Osten durch das Grundstück „Zum Wallbach 1“
 im Süden durch landwirtschaftlich genutzte Flächen
 im Westen durch den „Koppelweg“

Es werden folgende Planziele angestrebt:
 bauliche Abrundung und Nachverdichtung der Ortsrandlage
 Bebauung für eine Wohnnutzung unter Berücksichtigung einer geordneten und nachhaltigen 

städtebaulichen und gestalterischen Entwicklung

Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB).

Abstimmungsergebnis:

Anzahl der Mitglieder:
davon anwesend: Ja-Stimmen: Nein-Stimmen Stimmenthaltungen:

Begründung:

Der Stadt liegt ein Antrag auf Aufstellung einer Innenbereichssatzung vor. Auf einer Teilfläche des 
Flurstückes 17 der Flur 2 Gemarkung Hirschburg soll Baurecht für die Errichtung eines 
Einfamilienhauses geschaffen werden. 
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Die Fläche befindet sich im Außenbereich, schließt aber direkt an den Innenbereich an, so dass ein 
Satzungsverfahren grundsätzlich möglich wäre. Die Bauordnung des Landkreises würde ein 
entsprechendes Verfahren befürworten, sofern das Maß der vorhandenen Bebauung fortgesetzt wird, 
d. h. perspektivisch können auf der Fläche 2 bis 3 Häuser entstehen.

Beachtenswert ist, dass diese Fläche nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt ist. Auch wird durch 
eine Bebauung des Grundstückes die derzeit vorhandene bauliche Lücke zwischen Klockenhagen und 
Hirschburg verkleinert werden, was die Ablesbarkeit der einzelnen Ortsteile stark einschränkt. 

Der Antragsteller übernimmt die Kosten des Planverfahrens. Des Weiteren ist vor Abschluss des 
Planverfahrens ein städtebaulicher Vertrag zu schließen, der u. a. die Realisierung der Eingriffs- und 
Ausgleichsmaßnahmen durch den Antragsteller absichert.
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Stadtver t re tung Ribni tz -Damgar ten Beschlussvorlage
RDG/BV/BA-19/039

öffentlich

Betreff

Satzung der Stadt Ribnitz-Damgarten über das besondere Vorkaufsrechts 
gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB an unbebauten und bebauten 
Grundstücken im Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes 
Nr. 74 der Stadt Ribnitz-Damgarten, "Wohnbebauung Barther Straße"

Sachbearbeitendes Amt:
Amt für Bau, Wirtschaft und Liegenschaften

Datum
17.10.2019

Sachbearbeitung:
Heiko Werth
Verantwortlich:
Herr Körner
Beteiligte Dienststellen:

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
 Hauptausschuss der Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Vorberatung) 23.10.2019 N
 Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten (Entscheidung) 30.10.2019 Ö

Beschluss-Nr. RDG/BV/BA-19/039

Satzung der Stadt Ribnitz-Damgarten über das besondere Vorkaufsrechts gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB an unbebauten und bebauten Grundstücken im Geltungsbereich des aufzustellenden 
Bebauungsplanes Nr. 74 der Stadt Ribnitz-Damgarten, „Wohnbebauung Barther Straße“

Aufgrund des § 25 Abs. 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) und § 5 der Kommunalverfassung des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung 
Ribnitz-Damgarten folgende Satzung erlassen:

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist im Lageplan (Anlage 1) markiert und umgrenzt. Er 
entspricht dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 74 „Wohnbebauung Barther Straße“, dessen 
Aufstellung die Stadtvertretung Ribnitz-Damgarten am 25.04.2012/13.06.2012 beschlossen hat. 
Betroffen sind die Flurstücke 1203, 1204, 1205, 1206, 1209, 1210, 1211, 1212, 1213, 1214, 1215, 1216, 
1217, 1218, 1219, 1220, 1221, 1222, 1223/2, 1224, 1229/9 tlw. und 1734 der Flur 1 der Gemarkung 
Damgarten. 
Der Lageplan (Anlage) ist Bestandteil dieser Satzung.

 2
Zweck

Die Satzung dient der Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung für das im § 1 dieser 
Satzung bezeichnete Gebiet. Die Planungsziele für den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan 
Nr. 74 lauten ergänzend zu den Zielen im Aufstellungsbeschluss wie folgt:
 Beseitigung städtebaulicher Missstände
 Entwicklung von Wohnbauflächen
 Festsetzung von Art und Maß der baulichen Nutzung unter Berücksichtigung einer geordneten und 

nachhaltigen städtebaulichen und gestalterischen Entwicklung
 Sicherstellung der Erschließung
Mit der Aufstellung dieser Satzung über das besondere Vorkaufsrecht soll die Realisierung und 
Umsetzung der Planungsabsichten des Bebauungsplanes unterstützt bzw. gesichert werden.

Die Stadt fasst auf der Grundlage des § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB den Beschluss zum besonderen 
Vorkaufsrecht für das im § 1 bezeichnete Gebiet, indem sie städtebauliche Maßnahmen zur Sicherung 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in Betracht zieht. 
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§ 3
Besonderes Vorkaufsrecht

Im Geltungsbereich dieser Satzung steht der Stadt Ribnitz-Damgarten gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
das Vorkaufsrecht (besonderes Vorkaufsrecht) an bebauten und unbebauten Grundstücken zu. Die 
Gemeinde beabsichtigt städtebauliche Maßnahmen zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung.

§ 4
Mitteilungspflicht

Nach § 28 Abs.1 Satz 1 BauGB hat der Verkäufer eines Grundstückes der Stadt Ribnitz-Damgarten 
unverzüglich den Inhalt des Kaufvertrages mitzuteilen. Die Mitteilung durch den Käufer ersetzt die des 
Verkäufers.

§ 5
Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit Ablauf des Tages der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Ribnitz-Damgarten, 

Ilchmann
Bürgermeister

Abstimmungsergebnis:

Anzahl der Mitglieder:
davon anwesend: Ja-Stimmen: Nein-Stimmen Stimmenthaltungen:

Der nördliche Einfahrtsbereich in den Stadtteil Damgarten ist im Wesentlichen durch Einzel- und 
Doppelhäuser in offener Bauweise geprägt. In Höhe des Überganges von der „Saaler Chaussee“ in die 
„Barther Straße“ befindet sich westlich der Barther Straße ein Quartier, welches viele Jahrzehnte 
gewerblich genutzt wurde. Noch heute stehen hier ehemalige bzw. noch in Restnutzung befindliche 
gewerbliche Betriebsgebäude. Auch wurde in der Vergangenheit die Bebauung der Nutzung angepasst, 
die sich heute in geschlossener Bauweise zeigt und in diesem Bereich untypisch und städtebaulich 
störend wirkt. 

Die Stadt hat in den vergangenen Jahren große Bemühungen unternommen, diesen Missstand zu 
beseitigen. So konnten die einzelnen Betriebe verlagert werden. Leerstehende Betriebsgebäude wurden 
abgebrochen und einer Einzelhausbebauung zugeführt. 

Für eine größere Fläche bestand aus Sicht der Stadt Ribnitz-Damgarten aufgrund der komplizierten 
Strukturen des Gebäudealtbestandes ein Planungserfordernis zur städtebaulichen Entwicklung und 
Ordnung, aufgrund dessen die Stadtvertretung am 25.04.2012/13.06.2012 den Aufstellungsbeschluss 
zum Bebauungsplan Nr. 74 fasste. Ein Entwurfs- und Auslegungsbeschluss wurde am 20.02.2013 
beschlossen.

Ziel des Bebauungsplanes ist die Beseitigung städtebaulicher Missstände sowie die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung von Wohnungsbau zur Deckung des nach wie 
vor bestehenden Wohnbedarfs der Bevölkerung. 

Die Satzung der Stadt Ribnitz-Damgarten über das besondere Vorkaufsrecht gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB im Bereich des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. 74 der Stadt Ribnitz-Damgarten, 
„Wohnbebauung Barther Straße“, soll verhindern, dass durch Einzelmaßnahmen zukünftige 
Entwicklungen zum Wohle der Allgemeinheit nicht mehr durchgeführt werden können. Die Satzung 
ermöglicht der Stadt Ribnitz-Damgarten prinzipiell zu prüfen, ob durch den Verkauf eines Grundstückes 
die grundsätzlichen Zielstellungen des Bebauungsplanes gefährdet bzw. nicht mehr durchgeführt 
werden können. 
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